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„ZP“ (Zentralkrankenhaus in Waib-
lingen und Portalkrankenhaus in 
Backnang) mit Kosten in Höhe von 
250 Mio EUR. Dies sei seriös nicht 
zu finanzieren.  

Die von der SPD favorisierte 
Variante „C“ (Erhalt der drei Kran-
kenhäuser mit jeweiliger Schwer-
punktbildung) koste dagegen nur 
ein Fünftel, biete so viel wie ein 
Zentralkrankenhaus, würde von 
den Bürgern akzeptiert und sei ein 
variabler Anknüpfungspunkt für al-
les was uns die Gesundheitsreform 
noch bringen mag!  

Inzwischen hat auch die Ärzte-
schaft im Raum Backnang sich für 
diese Variante ausgesprochen. Die 
Backnanger Mediziner befürworten 
ein Haus der Grund- und Regelver-
sorgung, das aber vom medizini-
schen Angebot her durchaus ei-
nem Haus der Zentralversorgung 
das Wasser reichen kann.  

Der Kreistag hat sich darauf 
verständigt, alle Varianten noch 
mal zu prüfen und im Herbst eine 
Entscheidung zu treffen.           mk Auch nach der Juli-Kreistags-

sitzung in der Seeguthalle ist der Er-
halt des Backnanger Krankenhauses 
nicht in trockenen Tüchern. Zwar ha-
ben alle Fraktionen erklärt, den Bür-
gerprotest der Bevölkerung im Back-
nanger Raum ernst zu nehmen und 
den Standort Backnang zu erhalten. 
Aber der Teufel liegt wie so oft im 
Detail. Der Landrat und die  CDU-
Mehrheit wollen einen Neubau eines 
Zentralkrankenhauses in Waiblingen 
und lediglich ein so genanntes Por-
talkrankenhaus in Backnang. Was 
das sein soll, weiß niemand so 
recht. Bisher wird der Begriff nur im 

Gesundheitswesen der 
III. Welt verwendet. Ein 
Gutachter soll jetzt Vor-
schläge machen. Es 
wird auf jeden Fall eine 
Verschlechterung im 
Vergleich zum bisheri-
gen Leistungsangebot 
geben. 

Die SPD befürwor-
tet dagegen nach wie 
vor den gleichwertigen 
Erhalt aller drei Stand-
orte mit fachlich sinn-
voller Schwerpunktbil-
dung. Ihr Sprecher, der 
Weissacher Kreisrat 
Jürgen Hestler bezeich-
nete die Idee, in Back-
nang lediglich ein Kran-
kenhaus der Grund- 
und Notfallversorgung 
zu bauen als „einen 
durchsichtigen Versuch, 
die Backnanger vorläu-
fig ruhig zu stellen, ei-
nen Neubau durchzu-

drücken und dann das Backnanger 
Schrumpfgebilde wegen Unwirt-
schaftlichkeit sterben zu lassen“. 
Die vom Landrat und der Mehrheits-
fraktion vorgeschlagene Variante 
sei lediglich Morphium für eine lang-
sam sterbende Klinik in Backnang. 

Er übte heftige Kritik an den 
Zahlenspielereien, mit denen Kran-
kenhausleitung, Landrat und die 
Gutachter dem Kreistag und der Öf-
fentlichkeit weiß machen wollen, 
dass ein Neubau sich fast von 
selbst finanzieren würde. Er rechnet 
für die jetzt vom Landrat und der 
CDU vorgeschlagenen Variante  

Kreistagsdebatte in der Seeguthalle 
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Nach dem Supersommer wird die 
Rechnung präsentiert. Und alle Gar-
tenbesitzer  bekomm en e inen 
Schreck – wenn sie ihren Wasserge-
bührenbescheid in den Händen hal-
ten. 

Aber was blieb einem auch anders 
übrig. Irgendwie musste man den 
Garten doch über die heiße Zeit ret-
ten. Wer also fleißig gegossen hat, 
zahlt dafür. In doppelter Hinsicht: Ein-
mal für das Frischwasser ... zum an-
dern  für das Abwasser. Obwohl das 
ja im Garten versickert ist. Viel zu 
schnell im übrigen. 

Immer mehr Bürger regen sich 
darüber auf und fragen sich, warum 
sie für Abwasser zahlen sollen, das 
gar nicht angefallen ist. Sie denken 
auch darüber nach, warum ein Mitbür-
ger der sein ganzes Anwesen versie-
gelt, sprich betoniert oder gepflastert 

Weissach ist ein Dorf. Zu einem 
Dorf gehört Landwirtschaft. Landwirt-
schaft riecht. Und das ist gut so!  

Mehr ist eigentlich zu dem skurri-
len Streit zwischen einem Weissa-
cher Bürger und Landwirt Fritz Be-
nignus vom Ungeheuerhof nicht zu 
sagen.  

Oder vielleicht doch! 
Seien wir froh, dass es trotz un-

günstiger ökonomischer Rahmenbe-
dingungen im Weissacher Tal und in 

der Backnanger Bucht immer noch 
Menschen gibt, die es auf sich neh-
men, einen landwirtschaftlichen Be-
trieb umzutreiben. Wie arm wären 
wir dran, wenn die übriggeblieben 
Landwirte auch noch aufgeben. Also 
leisten wir unseren Beitrag dafür, 
dass es auch künftig Bauern gibt, die 
von ihrem Hof leben können.  

Wer das will, muss ihnen die Pro-

Getrennte Wassergebühren? 

dukte abkaufen und muss ertra-
gen, wenn’s mal stinkt. Wer biolo-
gisch angebautes Gemüse will, 
muss zulassen dass der Gemüse-
bauer in Cottenweiler seine Pro-
dukte auch verkaufen kann. Wer 
Milch trinkt, muss akzeptieren, 
dass die Rindviecher nicht nur 
Milch sondern auch viel Soich von 
sich geben. Und der stinkt halt, 
wenn man ihn auf die Felder ver-
teilt. Es sei denn, man verarbeitet 
ihn in einer Biogasanlage. Aber da 

gibt’s dann auch wieder Wider-
stand und Drohungen mit Fachan-
wältInnen, wie vor Jahren auf dem 
Dresselhof.  

Zur ländlichen Idylle gehört 
auch die Gülle. Und Mist. Und 
Klärschlamm auf den Feldern.  

Wem das stinkt, muss die 
Fenster zu machen. Oder in der 
entsprechenden Zeit Urlaub ma-
chen. In Stuttgart in der Hauptstät-
ter Straße zum Beispiel.            he 

Nachbar(n)streit mit Ungeheuerhof 

StZ vom 04.08.03 

hat, keine (Abwasser-)Gebühren 
zahlt. Zumindestens dann wenn er 
seine „Schlacht“ nicht abgespritzt 
hat. Und sie fragen sich, warum es 
von der Gemeinde nicht finanziell 
honoriert wird, wenn sie kostbares 
Regenwasser in einer Zisterne auf-
fangen und damit die Kläranlage 
schonen. 

Die Gemeinde Allmersbach im 
Tal will nun diese Kritik aufgreifen 
und lässt Methoden entwickeln, 
wie man Frischwasser und Abwas-
ser getrennt in Rechnung stellen 
kann.  

Man kann diesen Ansatz nur 
zur Nachahmung empfehlen. Auch 
wenn es nicht ganz einfach sein 
wird, die Menge des Abwassers zu 
berechnen. Denn man kann ja 
schließlich keine (Ab-)Wasseruhr 
in die Kandel einbauen.               ih 

Roter Stuhl mit Walter Riester in der 
Seniorenbegegnungsstätte 

Geehrte Mitglieder bei der Jahresver-
sammlung im Dorfgemeinschaftshaus 
in Heutensbach 

Zufriedene Gastgeber beim Licht-
messempfang der SPD im Bürgerhaus 

Robert Antretter, Vorsitzender des 
Bundesverbandes der deutschen Le-
benshilfe bei seinem Festvortrag zum 
Lichtmessempfang der SPD 

Gäste beim Lichtmessempfang der SPD 
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wir heute. Das wäre gerecht. 
4.) Bildung 

Das Leben darf nicht durch Geburt 
und Herkunft bestimmt sein. Des-
halb müssen wir Bildung für jeden 
ermöglichen; der wichtigste Roh-
stoff dieses Landes sind die Köpfe 
unserer Kinder! Bildung bestimmt 
maßgeblich über die Zukunft der 
nächsten Generationen und über 
die Zukunft dieses Landes. Des-
halb muss Bildungspolitik einen 
höheren Stellenwert erhalten und 
die Ausgaben hierfür erhöht wer-
den. Nur so ist auch in Zukunft in-
novative Wissenschaft und For-
schung in und durch dieses Land 
möglich. Das wäre gerecht. 

Zum Begriff Gerechtigkeit ge-
hört es also auch, die Chancen 
und Lasten gerecht zwischen den 
Generationen zu verteilen. Nur so 
können wir den Krieg der Genera-
tionen verhindern, den manche he-
raufbeschwören. 

Mit diesem Artikel möchte ich 
zum Nachdenken anregen. Zum 
Nachdenken darüber, was jeder 
Einzelne von uns dafür tun kann, 
dass zukünftige Generationen in 
einer gerechten Welt aufwachsen. 
Das ist mein Verständnis von Ge-
nerationengerechtigkeit und nicht 
das Einsparen von Hüftgelenken. 

Ich freue mich, dass die Kreis-
SPD das genau so sieht und auf 
Anregung der Jusos das Thema 
auf ihrem nächsten Parteitag am 
24.10.03 in Aspach diskutieren 
will.                                           mw 

 

Diesen Sommer hat der Bun-
desvorsitzende der Jungen Union, 
Philipp Mißfelder, versucht, das 
Thema der Generationengerechtig-
keit zur Selbstvermarktung zu nut-
zen. Mit seinem Vorschlag, Senio-
ren die Hüftprothesen wegzuspa-
ren, hat das „Milchgesicht der 
JU“ (so BILD) zumindest eins er-
reicht: Ihn kennt jetzt jeder und bei 
dem Thema Generationengerech-
tigkeit fühlt sich nun jeder ältere 
Bürger peinlich berührt und bangt 
um seine Hüfte. Doch was ist diese 
ominöse Generationengerechtig-
keit überhaupt? Müssen wir sie 
fürchten, weil sie fortan als Tot-
schlagargument gegen Rentener-
höhungen und Hüftprothesen an-
geführt werden könnte? Im Gegen-
teil! Unter Generationengerechtig-
keit versteht man die gerechte Ver-
teilung von Lebenschancen der 
Generationen untereinander. Die 
zukünftigen Generationen sollen e-
benso wie die jetzigen Generatio-
nen es taten in einer gerechten 
Welt aufwachsen können. 

Was meiner Vorstellung von 
moderner Gerechtigkeit entspricht 
möchte ich an verschiedenen Bei-
spielen kurz aufzeigen. 

1.) Krieg + Frieden 
Die Frage nach Krieg und Frieden 
ist für mich die zentralste wenn es 
um die Zukunft junger Menschen 
geht. Wie sieht die Welt von mor-
gen aus? Wie können wir es errei-
chen, dass unsere Kinder gerecht 
in einer sicheren Welt aufwach-
sen? Die Welt ist im Wandel und 
nicht mehr so leicht einzuteilen wie 
früher. Der Ost-West-Konflikt wur-
de durch einen Konflikt der Kultu-
ren ersetzt. Die Versöhnung dieser 
verschiedenen Kulturen erreichen 
wir eben nicht Krieg und Gewalt. 
All unsere Bemühungen und An-
strengungen müssen in Friedens-
prozesse investiert werden, die die-
se Welt sicherer machen. Das wä-
re gerecht. 

2.) Umwelt 
Zunehmende ökologische Großka-
tastrophen, sich häufende Öltan-

SPD-Kreisparteitag zum Thema Generationengerechtigkeit 

 

kerunglücke und die damit einher-
gehende Verschmutzung unsrer 
Meere, das unaufhaltsam erschei-
nende Waldsterben und die krasse 
Erderwärmung durch C02 Emissio-
nen werden ihren Tribut von der 
Natur fordern. Gerecht wäre es, 
wenn wir auch zukünftigen Genera-
tionen ein selbstbestimmtes Leben 
ermöglichen, das eben nicht durch 
gravierende Umweltschäden beein-
trächtigt ist. 

3.) Rente + Gesundheit 
Der Generationenvertrag ist am En-
de. Die jetzt arbeitende Bevölke-
rung kann nicht länger die Rentner 
finanziell unterhalten. Zur Zeit zah-
len 4 Arbeiter einen Rentner; 2030 
werden es nur noch 2 sein. „Die 
Rente ist sicher!“ so Blüm — wohl 
kaum! 

Auch das Gesundheitssystem 
ist krank. Schwer krank sogar. Die 
Ausgaben steigen ins unermessli-
che und können schon bald nur 
noch von den Reichen bezahlt wer-
den. Jede und jeder muss auch in 
Zukunft unabhängig vom Alter und 
vom Einkommen die notwendigen 
medizinischen Behandlungen er-
halten können. 

Wir müssen das Renten- und 
Gesundheitssystem jetzt umbauen, 
damit zukünftige Generationen ein 
ebenso gutes und sozial abgesi-
chertes Leben führen können wie 

Kontakt: www.jusos-bk.de 
 
Michael Wagner 
Jahnstraße 1 
71549 Auenwald 
Tel. 07191/57713 

Die Bildungspolitik ist in Schieflage 
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hen Mobilitätsruck setzt; Sozialhilfe-
empfänger, die jetzt fast jede Arbeit 
annehmen sollen; Handwerksmeis-
ter, deren Privilegien man lockert; 
Rentner, denen man keine Renten-

Zur Zeit ist es nicht einfach, sich 
öffentlich zur SPD zu bekennen. 
Viele sind sauer auf die SPD.  

Gewerkschaftler, weil ihnen die 
Kürzungen bei der Arbeitslosenhil-
fe und beim Krankengeld nicht 
schmecken; Unternehmer, weil die 
Regierung sie einer Mindestbe-
steuerung unterziehen will; Anwäl-

te, Architekten und sonstige Frei-
berufler, weil sie künftig Gewerbe-
steuer zahlen sollen; Beamte, die 
Kürzungen beim Urlaubs- und 
Weihnachtsgeld schlucken müs-
sen; Arbeitnehmer, denen man 
neue Gesundheitskosten aufbürdet 
und die Pendlerpauschale kürzt; 
Häuslesbauer, die keine Eigen-
heimzulage mehr bekommen sol-
len; Arbeitslose, die man unter ho-

Agenda 2010 – Reformchaos oder Jahrhundertreform? 

Streitpunkt 1:  
Subventionsabbau 

 
Herbst 2002: Die neuge-

wählte rot-grüne Bundesregie-
rung will mit einem Steuerver-
günstigungabbaugesetz einen 
großen Teil der Subventionen 
kappen. Das Sparvolumen hät-
te sich auf 15 Mrd € aufsum-
miert. Betroffen waren alle Be-
völkerungsgruppen, vom Blu-
menverkäufer über den Häus-
lesbauer bis zum Großunter-
nehmer. 

Unter dem Motto „Subven-
tionsabbau ist ein verkappte 
Steuererhöhung“ wird eine ful-
minante Kampagne – allen 
voran BILD und die jeweils be-
troffenen Lobbygruppen- ge-
gen die insgesamt 42 Einzel-
maßnahmen inszeniert. Die 
CDU springt auf diesen Zug 
auf und lehnt mit ihrer Mehr-
heit im Bundesrat 41 der 42 
Maßnahmen ab. Dass sie im 
Wahlkampf einen solchen 
Subventionsabbau gefordert 
hat, interessiert nicht mehr. 
Die Haushaltsprobleme wer-
den größer. Die CDU ist im de-
moskopischen Hoch. 

Streitpunkt 2:  
Arbeitslosengeld II 

 
Frühjahr 2003: Im Rahmen 

der Agenda 2010 schlägt die 
Regierung vor, die Bezugsdauer 
des Arbeitslosengeldes zu be-
grenzen und für Langzeitarbeits-
lose und erwerbsfähige Sozial-
hilfeempfänger das so genannte 
Arbeitslosengeld II einzuführen. 
Mit dieser Maßnahme soll zwei-
erlei erreicht werden: einmal soll 
der Trend zur Frühverrentung 
gestoppt werden; zum andern 
soll die Betreuung von Arbeitslo-
sen und erwerbsfähigen Sozial-
hilfeempfänger in einer Hand 
gebündelt werden. Bezieher von 
Arbeitslosengeld II haben künf-
tig nur noch einen Ansprech-
partner in den Jobcentern der 
neustrukturierten Bundesanstalt 
für Arbeit. Kein Arbeitsloser soll 
mehr zum Sozialamt gehen 
müssen.  

Die CDU will die Maßnahme 
über den Bundesrat stoppen. 
Sie will die Zuständigkeit für 
Empfänger von Arbeitslosengeld 
II  auf die Kommunen übertra-
gen. 

Wetten, dass die CDU  im Bundesrat 
alles blockiert! 

erhöhung mehr versprechen 
kann. 

Die SPD ist in der Wähler-
gunst auf 30 % abgesackt. Die 
Mitgliederzahl schrumpft. Das tut 
weh. Vor allem, wenn langjährige 
Weggefährten die SPD verlassen. 

Aber gibt es eine Alternative 
zu den eingeleiteten Maßnah-
men? Ich fürchte nein. Wir müs-
sen unseren Sozialstaat umbau-
en ... schnell und an mehreren 
Stellen gleichzeitig ... eine Opera-
tion am offenen Herzen sozusa-

(Fortsetzung auf Seite 5) 

Streitpunkt 3:  
Vorgezogene Steuerre-
form 

 
Frühsommer 2003: Die 

Bundesregierung schlägt vor, 
die für 2005 geplante nächste 
Stufe der Steuerreform vorzu-
ziehen. Die Entlastung für Bür-
ger und die Wirtschaft würde 
sich dann auf insgesamt 21,8 
Mrd € belaufen. Mittelständi-
sche Unternehmen würden 10 
Mrd € weniger zahlen. Die ein-
maligen Einnahmeausfälle sol-
len durch eine Mischung aus 
Kreditaufnahme, Privatisierung 
von Bundesvermögen und 
durch Subventionsabbau aus-
geglichen werden. 

Die CDU will die Maßnah-
me über den Bundesrat stop-
pen. Ihr passt die neuerliche 
Kreditaufnahme nicht. Sie will 
das Ganze über Subventions-
abbau finanzieren. Eine Maß-
nahme, die sie vor ein paar 
Monaten publikumswirksam 
abgelehnt hat.  
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Die Förderung der Vereine wird redu-
ziert, die Pauschalen für die Kindergär-
ten und die Schulen werden gekürzt, für 
den freiwilligen Französischunterricht an 
Grundschulen wird eine Gebühr erho-
ben, die Ortsbücherei erhebt eine Lese-
gebühr, für kulturelle Veranstaltungen  
gibt’s kein Geld mehr, der Blumen-
schmuck wird weniger, die Pflege der 
Kinderspielplätze auf das absolut Not-
wendige zurückgefahren, bei der Alten-
weihnachtsfeier, bei der Sportlerehrung 
und beim Partnerschaftskomitee wird 
kräftig gespart, die Vereine zahlen Ge-
bühren für die Hallenbenutzung und für 
die Gebäudeunterhaltung, die Feldwege-
unterhaltung und anderes mehr werden 
Haushaltssperren verfügt. 

Dies ist nur ein Auszug aus eine Kür-
zungsszenario, das im Weissacher Rat-
haus diskutiert wird. Insgesamt soll mit 
diesen Maßnahmen 284.000 EUR einge-
spart werden. 

Nicht berücksichtigt sind allerdings 
dabei, dass die Bundesregierung die 
Kommunen kräftig entlasten will. Denn 
Weissach ist nicht die einzige Gemein-
de, deren finanzielle Situation ange-
spannt ist. Alle haben über ihre Verhält-
nisse gelebt. 

Mit der Reform erhalten die Kommu-
nen zusätzliche Finanzmittel von 5 Milli-
arden Euro jährlich. Zum einen müssen 
die Kommunen bzw. die Kreise künftig 
nicht mehr für die Sozialhilfezahlungen 
an erwerbsfähige Soziahilfeempfänger 
aufkommen. Zum andern wird die Ge-
werbesteuer umstrukturiert. Künftig müs-
sen auch Freiberufler zahlen. Sie kön-
nen dies aber mit ihrer Einkommensteu-
er verrechnen. Die Gemeinden bekom-
men zusätzlich einen Anteil an der Um-
satzsteuer. 

Umstritten ist noch, ob die neue Ge-
meindefinanzierungssteuer eine reine 
Gewinnsteuer sein soll oder ob auch re-
gelmäßige Einnahmen wie Mieten oder 
Leasingraten miteinbezogen werden sol-
len. Letzteres fordern die Spitzenverbän-
de der Städte und Gemeinden. 

Ob die Reform bis zum 1.1. 2004 in 
Kraft treten kann, hängt stark von der 
CDU ab. Sie kann über ihre Bundesrats-
mehrheit alles blockieren. Offensichtlich 
geht man im Weissacher Rathaus davon 
aus, dass dies so kommen wird. Denn 
sonst könnte man ja noch ein wenig zu-
warten und die Entlastungen in die 
Haushaltsplanung einfließen lassen. 
Vielleicht sind dann ja gar keine Kürzun-
gen mehr notwendig. 

Man kann nur hoffen, dass die zahl-
reichen CDU-Bürgermeister im Lande 
noch Einfluss in ihrer Partei haben.     ih 

Kürzungsszenario im  
Weissacher Gemeinderat 

Der stellvertretende Vorsitzende der Rürup-Kommission Prof. Dr. Dr. Lauterbach 
(auf dem Bild links bei einer Informationsveranstaltung mit MdB Christian Lange 
und dem SPD-Kreisvorsitzenden Jürgen Hestler)  

Streitpunkt 4: Rente 
 
Spätsommer 2003: Die von 

der Regierung eingesetzte so 
genannte Rürup-Kommission 
hat ihre Vorschläge zur Siche-
rung der Renten unterbreitet. 
Darin wird u.a. vorgeschlagen, 
das gesetzliche Renteneintritts-
alter bis 2035 auf 67 Jahre zu 
erhöhen. Dies würde bedeuten, 
dass Menschen ab dem Jahr-
gang 1970 – also die heute 33-
Jährigen – erst mit 67 ohne Ab-
schläge in Rente gehen kön-

(Fortsetzung von Seite 4) 

gen oder eine Reparatur bei laufen-
den Motor, wem dieser Vergleich 
besser gefällt. 

Eigentlich weiß das jeder. Nur 
eingestehen wollen sich viele das 
nicht. 

Oder hat irgend jemand ernst-
haft geglaubt, dass bei der Ge-
sundheitsreform, der Rentenreform 
oder bei der Reform der Arbeitslo-
senhilfe nachher alle besser da ste-
hen. Der Kuchen, der verteilt wer-
den kann, ist kleiner und die Esser 
sind mehr geworden. 

Die Opposition hat’s da leicht. 
Sie lehnt einfach alles ab. Die Mei-
nungsumfragen geben ihr schein-
bar recht. 

Aber einfach nein sagen reicht 
nicht mehr. Auch wenn die Verlo-

ckung groß ist, damit kurzfristig 
Wählerstimmen zu ködern. Ir-
gendwann wird die Rechnung prä-
sentiert werden.  

Die Agenda 2010 ist sicherlich 
in vielen Bereichen noch Stück-
werk. Das kann gar nicht anders 
sein. Das deutsche Haus muss 
unter Zeitdruck in fast allen Stock-
werken umgebaut werden. Und 
die Bewohner fühlen sich belästigt 
und verunsichert. 

Niemand kann dafür einen fer-
tigen Umbauplan aus der Schub-
lade ziehen. Die Regierung hat 
nun vorgelegt. Der Wettbewerb 
um bessere Ideen ist eröffnet. 
Man mag das Reformchaos nen-
nen. Wir nennen es Mut zur Ver-
änderung. 

he 

nen. Vorgesehen ist auch, das 
Rentenniveau und die jährliche 
Rentenanpassung zu senken. 
Mit diesen Maßnahmen sollen 
die Renten sicher gemacht 
werden. 

Nach Aussage von CSU-
Chef Stoiber wird die Union 
diese Vorschläge im Bundesrat 
ablehnen, obwohl die von der 
CDU eingesetzte so genannte 
Herzog-Kommission zu ähnli-
chen Vorschläge kommt. 
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Es sind oft die kleinen Dinge, 
über die sich die Bürger ärgern.  
Über Teppichbodenreste zum Bei-
spiel.  

Jüngst geschehen in Weissach. 
Der Nachbar hat seinen alten Tep-
pichboden rausgerissen und wollte 
ihn vorschriftsgemäß entsorgen. 
Ein Anruf bei der AWG und die Sa-
che schien geritzt. Aber halt nur 
zum Teil.  

Ein ganzer Teppich, schön auf 
Rolle aufgewickelt, ist wohl nicht 
das Problem. Das übernimmt die 
Sperrmüllabfuhr. Aber was ist, 
wenn der alte Teppichboden nicht 
am Stück rauszureißen war ... 
wenn er  zu Kutter zerfallen ist?  

Pech gehabt, kann man da nur 
sagen. Kein Fall für den Sperrmüll 
mehr. Dies ist Restmüll. Und wenn 
die schwarze Tonne noch so voll 
ist. 

Bleibt nur eins: Aus den Tep-
pichbodenresten mit Hilfe von Te-
sakrepp, Spucke und viel Fantasie 
eine möglichst sperrige Rolle for-
men, die Kleinteile wie bei einem 
Krautwickel einwickeln und hoffen, 
dass die Sperrmüllabfuhr nicht so 
genau hinschaut.                       he 

Sehr geehrter Herr Hestler, 
 

ich beziehe mich auf Ihre Mail 
vom 29. Juli 2003. 

Die Mitarbeiter der AWG und 
des Landratsamtes, die mit dem 
erbosten Bürger sprachen, ha-
ben ihm die seit vielen Jahren 
gültige Rechtslage erklärt. 

In der vom Kreistag beschlos-
senen Abfallwirtschaftssamm-
lung ist Sperrmüll unter § 5 Abs. 
(3) definiert als "feste Abfälle, die 
wegen ihrer Sperrigkeit, auch 
nach zumutbarer Zerkleinerung, 
nicht in die im Entsorgungsge-
biet vorgeschriebenen Behälter 
passen, und getrennt vom Haus-
müll eingesammelt und transpor-
tiert werden." 

Dieser Regelung entspre-
chend ist es seit vielen Jahren 
bei der Müllabfuhr Praxis, dass 
Kleinteile, die in Säcken oder 
Kartonagen beim Sperrmüll be-
reitgestellt sind, nicht mitgenom-
men werden. 

Lediglich bei sehr geringen, 
völlig untergeordneten Mengen, 
wird aus Kulanz auch einmal ein 
bereitgestellter Sack als Sperr-
müll entsorgt. 

Wenn bei der Sperrmüllab-
fuhr sehr großzügig alles mitge-
nommen würde, was die Bürger 
loswerden wollen, müssten zahl-
reiche sinnvolle Regelungen der 

AWG in der Kritik 

Abfallwirtschaftssatzung geändert 
werden. Dies hätte zur Folge, 
dass Konsequenzen beim Um-
weltschutz (Wertstoffe, Sonder-
abfälle, Asbest, behandelte Höl-
zer), bei der Vertragsausgestal-
tung mit den Entsorgungsunter-
nehmen und nicht zuletzt bei der 
Gebührenkalkulation zu Beden-
ken wären. 

Eine großzügige Praxis bei 
kleingeschnittenen Teppichbo-
denresten würde präjudizieren, 
dass auch Kleinteile wie Kinder-
spielzeug, Haushaltsgegenstän-
de oder Stoffreste und Lumpen 
bei der Sperrmüllabfuhr mitge-
nommen werden müssten. 

In der täglichen Beratungsar-
beit können diese Argumente den 
Bürgern in den allermeisten Fäl-
len überzeugend vermittelt wer-
den. Wenn man dann doch die im 
Vergleich in der Region sehr 
günstigen Müllgebühren berück-
sichtigt denke ich, dass man die 
gängige Praxis beibehalten könn-
te. 

Sollten Sie weitere Fragen o-
der Anmerkungen haben, steht 
Ihnen das Team der AWG selbst-
verständlich gerne zur Verfü-
gung. 

Mit freundlichem Gruß 
Rudolf Willi   
Abteilungsleiter Sammlung und 
Transport 

Nach bisher unbestätigten Infor-
mationen plant die Stabstelle ge-
gen Rechtsextremismus beim 
Landrat überall dort, wo es zu 
rechtsex tremen Übergrif fen 
kommt, folgende Warntafel aufzu-
stellen. In Weissach kommen da-
für die evangelische Kirche und 
die Asylbewerberunterkunft in der 
Welzheimer Straße in Betracht. 

Antwortschreiben auf eine Anfrage an die AWG 
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Ein wenig stolz sind sie schon, 
die Macher des Roten Stuhls des 
SPD-Ortsvereins Weissacher Tal. 
Es ist ihnen gelungen einen Top-
manager der deutschen Wirtschaft 
ins Weissacher Tal zu holen. 

Der ehemalige Vorstandvorsit-
zende und designierte Aufsichts-
ratschef von IBM-Deutschland Er-
win Staudt wird der 26. Ehrengast 
auf dem Roten Stuhl sein. Er war 
bis zum Januar 2003 Chef von ins-
gesamt 25.000 Beschäftigten und 
wechselt noch in diesem Jahr als 
Vorsitzender in den Aufsichtsrat 
des Unternehmens. 

Erwin Staudt ist außerdem Vor-
sitzender der Initiative D 21. Unter 
diesem Kürzel haben sich  führen-
de Unternehmen der IT-Branche 
zusammengeschlossen mit dem 
Ziel, die Kenntnisse deutscher 
Schüler im Bereich Informations-
technologie zu fördern. Schirmherr 
dieser Initiative ist Bundeskanzler 
Gerhard Schröder. In diesem Zu-
sammenhang hat Erwin Staudt 
auch angeregt, vorübergehend aus-
ländischen Fachwissen ins Land zu 
holen. In der Öffentlichkeit wurde 
dies unter dem Schlagwort green 
card diskutiert. 

Erwin Staudt ist auch seit Juli 
2003 Präsident des VfB Stuttgart. 

Die Talkshow findet statt am 10. 
Oktober 2003 um 20 Uhr im Bür-
gerhaus in Unterweissach. Stargast 
des Abends ist natürlich der IBM-
Aufsichtsratschef. Aber es wir kein 
„Vortrag mit anschließender Dis-
kussion“ werden, sondern ein le-
bendiges Zwiegespräch zwischen 
dem Ehrengast und dem Publikum. 
Die Besucher werden Informatio-
nen über ein Weltunternehmen be-
kommen. Sie werden einen Wirt-
schaftsboss kennen lernen, der nie 

Topmanager auf dem Roten Stuhl 

Erwin Staudt 
  
Aufsichtsratsvorsitzender 
IBM Deutschland GmbH 

Erwin Staudt wurde am 25. 
Februar 1948 in Leonberg gebo-
ren. Er studierte Wirtschaftswis-
senschaften an den Universitä-
ten Stuttgart und Freiburg. Sein 
Examen als Diplom-Volkswirt 
legte er 1973 ab.  

Erwin Staudt trat 1973 in die 
IBM Deutschland ein. Seine ers-
te Aufgabe als Führungskraft ü-
bernahm Erwin Staudt 1982 in 
Stuttgart. Dort war er als Ver-
triebsleiter zuständig für die ba-
den-württembergischen Kunden 
in den Bereichen Finanzverwal-
tung, Sozialversicherungen und 
Energieversorgung. Es folgte die 
Position des Leiters Marketing-
projekte in der Hauptverwaltung, 
daran anschließend die Aufgabe 
eines Assistenten beim Ge-
schäftsführer Marketing und Ser-
vices. 

Von 1986 bis 1989 leitete Er-
win Staudt die Berliner Nieder-
lassung der IBM. 1989 über-
nahm er als Generalbevollmäch-
tigter die Leitung des Bereichs 
Kommunikation/Öffentlichkeits-
arbeit in der Stuttgarter Haupt-
verwaltung. Von Juli 1992 bis 
Ende 1993 war er für das ge-
samte PC-Geschäft in Deutsch-
land verantwortlich. Im Januar 

ein Blatt vor den Mund genommen 
hat. Natürlich wird es um die Stand-
ortbedingungen in Deutschland ge-
hen, selbstverständlich wird die Re-
formpolitik der Bundesregierung kri-
tisch beleuchtet werden und ganz 
sicher wird der Deutschlandchef ei-
ner Weltfirma auch einen Blick in 
die Zukunft der Informationstechno-
logie werfen. 

So werden auch Computerfreaks 
auf ihre Kosten kommen. 

un 

1994 wurde Erwin Staudt Leiter 
des Vertriebs und in dieser Auf-
gabe zum Geschäftsführer der 
IBM Deutschland Informations-
systeme GmbH bestellt. 

Im Oktober 1994 ging Erwin 
Staudt zunächst als General Ma-
nager für Competitive Marketing, 
dann als Vice President Marke-
ting in die europäische Zentrale 
der IBM nach Paris. Von Juli 
1995 bis Oktober 1998 war er 
weltweit verantwortlich für die 
Geschäftsbereiche "Grundstoff-
industrie" und "Petroleum". Vom 
1. November 1998 bis zum 14. 
Januar 2003 war Erwin Staudt 
Vorsitzender der Geschäftsfüh-
rung der IBM Deutschland 
GmbH. Er übernimmt den Auf-
sichtsratsv orsi tz der IBM 
Deutschland GmbH.  

Seit 1999 ist er außerdem 
Vorsitzender der Initiative D21, 
eine Partnerschaft von 300 priva-
ten und öffentlichen Institutionen 
mit dem Ziel, den Wandel 
Deutschlands von der Industrie- 
zur Informationsgesellschaft zu 
beschleunigen. Erwin Staudt ist 
Mitglied im Aufsichtsrat der Krone 
GmbH, Berlin sowie Mitglied des 
Beirats der Deutsche Bank AG in 
Berlin; der Allianz Versicherung 
AG in Stuttgart und der Hamburg-
Mannheimer Versicherungsge-
sellschaften, Hamburg. 

Erwin Staudt ist verheiratet 
und hat drei Kinder. 
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Die Pisa-Studie und ihre Ursachen! 

Die Ursachen sind nun aufgeklärt. 
Die ultimative sozihistorische Ursachenanalyse 
zum schlechten Abschneiden des deutschen 

Schulsystems liegt nun vor. 

Es folgen Auszüge aus der Originalfassung  
der Ursachenanalyse !! 

1960 Realschule  
Ein Bauer verkauft einen Sack Kartoffeln für 

DM 50,-. Die Erzeugerkosten betragen  
DM 40,-. Berechne den Gewinn ! 

1970 Sekundarschule  
Ein Bauer verkauft einen Sack Kartoffeln für 

DM 50,-. Die Erzeugerkosten betragen  
vier Fünftel des Erlöses.  

Wie hoch ist der Gewinn des Bauern?  
Rechenschieber nicht erlaubt! 

1980 Korrektur der  
Formulierung (Neuauflage) 

Ein/e Bauer/in verkauft eine/n Sack/in Kartof-
feln/innen einem/er Kunden/in für DM 50,- 

Die Erzeuger/innen -kosten betragen  
vier Fünftel/innen des Erlöses.  
Wie hoch ist der/die Gewinn/in  

des/der Bauern/in?  
Keine Taschenrechner/innen verwenden ! 

1990 Gymnasium 
Ein Agrarökonom verkauft eine Menge  

subteraner Solanum tuberasum für eine  
Menge Geld (=G). G hat die Mächtigkeit 50.  

Für die Elemente aus G=g gilt g=0. Die Menge 
der Herstellungskosten (=H) ist um zehn  

Elemente weniger mächtig als die Menge G.  
Zeichnen Sie ein Bild der Menge H als  
Teilmenge G und kennzeichnen Sie die  

Lösungsmenge X gemäß folgender Frage:  
Wie mächtig ist der Gewinn. 

1995 Freie Waldorfschule 
Male ein Sack Kartoffeln und singe ein Lied 

dazu 

1999 Integrierte Gesamtschule 
Ein Bauer verkauft einen Sack Kartoffeln für 

EUR 50,-. Die Erzeugerkosten betragen  
EUR 40,-. Der Gewinn beträgt EUR 10,-.  
Unterstreiche das Wort „Kartoffeln“ und  

diskutiere mit deinen Mitschülern aus den  
anderen Kulturkreisen darüber.  
Waffen sind dabei nicht erlaubt! 

2005 Schule (nach der Bildungs- und 
Rechtschreibreform) 

ein agrarinschinör fergauft ein sagg gartoffeln 
für 25 euro. die kosden bedragen 5 euro.  

der gewinn bedregt 20 euro.  
aufgabe: margire den term gardoffeln und  

maile die lösung im pdf-format an:  
klasse2a@schule.euroba 

Jor 2010 
sorrie, es gipt kaine gardoffeln mehr ! 
nur noch pom frit bei mec donnelts ! 

es lebe der fortschridd ! 

Freitag 10. Oktober 2003 
20.00 Uhr 

Bürgerhaus Unterweissach 

AUF DEM ROTEN STUHL: 

Aufsichtsratschef von IBM Deutschland 
Vorsitzender der Initiative D 21, Präsident des VfB Stut tgart 

Die SPD 
Weissacher Tal 

lädt ein zu einem  
Managergespräch über IBM, 
Agenda 2010, Sozialinfarkt, 

Raubtierkapitalismus und IT-Euphorie 

 

 


